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Das BMF hat als „Weihnachtsgeschenk“ 
kurz vor dem 24. Dezember 2016 einen Refe-
rentenentwurf zur Einführung einer sog. Li-
zenzschranke (§ 4j EStG-E) veröffentlicht. 

Das BMF schlägt die Einführung einer neuen 
Regelung in das EStG vor, die den konzerninter-
nen Abzug von Lizenzausgaben beschränkt.  

 

Einführungsgrund 

Der Referentenentwurf zur Einführung einer 
Regelung, die den Abzug von „Aufwendungen 
für Rechteüberlassungen“ zwischen sich nahe 
stehenden Konzerngesellschaften begrenzt, be-
ruht auf den Ergebnissen des Aktionspunktes 5 
des OECD BEPS-Projektes, welcher die „Wirk-
samere Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken 
unter Berücksichtigung von Transparenz und 
Substanz“ thematisiert. Sofern Staaten steuerli-
che Vorteile für Lizenzeinkünfte gewähren (z.B. 
einen niedrigeren Steuersatz für Lizenzeinkünfte; 
Lizenzbox), soll dieser Vorteil nur Bestand ha-
ben, wenn der Lizenzgläubiger eine „substanzi-
elle Geschäftstätigkeit“ hinsichtlich des Lizenz-
gegenstandes ausübt (sog. Nexus-Ansatz). Eine 
substanzielle Geschäftstätigkeit ist im Wesentli-
chen gegeben, wenn der Lizenzgläubiger das li-
zensierte immaterielle Wirtschaftsgut selbst ent-
wickelt und auch die Entwicklungsaufwendun-
gen selbst getragen hat. Übt der Lizenzgläubiger 
keine substanzielle Geschäftstätigkeit aus, wird 
eine schädliche Steuerpraktik aufgrund der vor-
liegenden Steuerarbitrage angenommen. Hierbei 

unterliegt der Lizenzgläubiger mit seinen Lizenz-
einkünften einer niedrigen (oder keiner) Besteue-
rung und der Lizenzschuldner kann demgegen-
über die Lizenzaufwendungen von seiner (hoch 
besteuerten) Steuerbemessungsgrundlage abzie-
hen. 

 

Regelungsinhalt des neuen § 4j EStG 

Das BMF hat die Überlegungen der OECD hin-
sichtlich des Nexus-Ansatzes im § 4j EStG-E 
aufgegriffen. Demnach soll ungeachtet von be-
stehenden DBA-Regelungen der Abzug von 
konzerninternen Lizenzaufwendungen insoweit 
begrenzt werden, wie eine „ungerechtfertigt“ 
niedrigere Besteuerung der Lizenzeinkünfte 
beim nahe stehenden Lizenzgläubiger gegeben 
ist. Ein generelles Abzugsverbot von Lizenzauf-
wendungen ist nicht geplant. Der Abzug wird 
nur begrenzt, wenn 

• Lizenznehmer und Lizenzgläubiger sich i.S.d. 
§ 1 Abs. 2 AStG nahe stehen, 

• die Lizenzeinkünfte beim Lizenzgläubiger ei-
ner Präferenzbesteuerung unterliegen (im 
Vergleich zur Besteuerung der sonstigen Ein-
künfte), 

• die Präferenzbesteuerung zu einer niedrige-
ren Besteuerung i.S.d. § 4j Abs. 2 EStG-E 
führt (= Ertragsteuerbelastung < 25 %) und 

• keine/anteilige substanzielle Geschäftstätig-
keit i.S.d. § 4j Abs. 1 S. 4, 5 EStG-E vom Li-
zenzgläubiger hinsichtlich des Lizenzgegen-
standes ausgeübt wird. 
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Der Anteil des nicht abziehbaren Lizenzaufwan-
des ist gem. § 4j Abs. 3 EStG-E von der steuerli-
chen Belastung des Lizenzgläubigers abhängig. 
Unterliegen die Lizenzeinkünfte des Lizenzgläu-
bigers keiner Steuerbelastung, darf der Lizenz-
nehmer keine Lizenzaufwendungen mindernd 
berücksichtigen. Erfolgt zumindest eine geringe 
Besteuerung beim Lizenzgeber, wird dem Li-
zenznehmer nur anteilig der Abzug des Li-
zenzaufwandes verwehrt. 

Werden Markenrechte lizensiert, schließt § 4j 
EStG-E generell die Ausübung einer substanziel-
len Geschäftstätigkeit hinsichtlich dieser Lizenz-
gegenstände aus (§ 4j Abs. 1 S. 6 EStG-E). Li-
zenzeinnahmen aufgrund der Überlassung von 
Markenrechten lösen somit generell ein Abzugs-
verbot beim Lizenznehmer aus, sofern die weite-
ren Tatbestandsvoraussetzungen des § 4j EStG-
E erfüllt sind (die obigen ersten drei Vorausset-
zungen.) 

 

Betroffener Personenkreis 

Die Regelung des § 4j EStG-E betrifft nur kon-
zerninterne Lizenzbeziehungen, so dass Rechte-
überlassungen zwischen fremden Dritten keine 
Begrenzung des Abzugs von Lizenzaufwendun-
gen auslösen. Dabei ist zu beachten, dass als 
Schuldner oder Gläubiger gem. § 4j Abs. 1 S. 3 
EStG-E auch Betriebsstätten gelten können. 

Des Weiteren werden auch keine konzerninter-
nen Lizenzbeziehungen von § 4j EStG-E erfasst, 
bei denen der Lizenzgläubiger generell einer 
niedrigen Besteuerung (Regelsteuersatz) unter-
liegt. Der Lizenzgläubiger muss für eine Anwen-
dung des § 4j EStG-E eine Präferenzbesteue-
rung für seine Lizenzeinkünfte erhalten, die eine 
Besserstellung der Lizenzeinkünfte ggü. den an-
deren Einkünften bewirkt. 

Die Zielpersonen des § 4j EStG-E sind Lizenz-
gläubiger,  

• die konzernintern ihre Rechte – auch mittel-
bar – lizensieren, 

• in einem Land mit einem Präferenzsteuerre-
gime für Lizenzeinkünfte ansässig sind und 

• die lizensierten Rechte nicht selbst entwickelt 
haben (Erwerb oder Entwicklung durch nahe 
stehende Personen). 

Die „Bestrafung“ für die Ansässigkeit des Li-
zenzgläubigers in einem Land mit Präferenzsteu-
erregime erfolgt allerdings nicht auf Ebene des 
Lizenzgläubigers, sondern auf Ebene des Lizenz-
nehmers. Dem Lizenznehmer wird der Abzug 
der Lizenzzahlungen als Betriebsausgabe (antei-
lig) verwehrt. 

 

Stellungnahme 

Durch § 4j EStG-E wird der neue Begriff der 
substanziellen Geschäftstätigkeit ins deutsche 
Steuerrecht eingeführt. Die Auslegung dieses Be-
griffes wird aufgrund der fehlenden klaren Be-
stimmungsgrenzen Probleme in der Praxis auf-
werfen. 

Auch wenn es nachvollziehbar ist, dass der deut-
sche Fiskus versucht, missbräuchliche Steuer-
praktiken zu unterbinden, ist der Schritt, den Li-
zenznehmer für die günstige steuerliche Stellung 
des Lizenzgläubigers zu benachteiligen, nicht 
vollständig nachvollziehbar. Sofern der Lizenz-
nehmer einen fremdvergleichskonformen Ver-
rechnungspreis zahlt, wird dem deutschen Fiskus 
kein Steuersubstrat entzogen. Dies ist unabhän-
gig davon, welcher Besteuerung der Lizenzgläu-
biger im Ausland unterliegt. 

Die geplante Regelung verhindert nicht den Ver-
lust von deutschem Steuersubstrat, sondern die 
konzernweite Steuerarbitrage. Fraglich ist, ob 
dies auf Kosten des Steuersubjektes in Deutsch-
land möglich ist. § 4j EStG-E führt mit seiner 
Regelungswirkung zu einem Verstoß gegen das 
objektive Nettoprinzip, was verfassungsrechtlich 
zumindest bedenklich ist. Sofern die Lizenz-
schranke des § 4j EStG-E greift, wird der Li-
zenznehmer mit einem dauerhaften Betriebsaus-
gabenabzugsverbot belastet. 

 

Ausblick 

Aktuell besitzen mehrere Staaten ein Steuersys-
tem, dass für Lizenzeinkünfte eine Präferenzbe-
steuerung vorsehen (siehe bitte nachfolgende 
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Übersicht). Die Regelung des § 4j EStG-E hat 
somit das Potenzial, unterschiedliche Lizenzmo-
delle in Frage zu stellen.  

Es ist geplant, dass § 4j EStG-E bei allen Li-
zenzaufwendungen zu beachten ist, die nach 
dem 31. Dezember 2017 den Steuerbilanzgewinn 
mindern. Sobald absehbar ist, dass die Regelung 
des § 4j EStG-E umgesetzt wird, sollten kon-
zerninterne Lizenzmodelle frühzeitig überprüft 
werden. Gerne unterstützen wir Sie dabei. 

Inwieweit der Vorschlag im Referentenentwurf 
noch überarbeitet wird, ist aktuell nicht abzuse-
hen. Sofern Änderungen der geplanten Regelung 
des § 4j EStG-E bekannt werden, informieren 
wir Sie darüber. 

 

Übersicht: Staaten mit Präferenzbesteuerung 
für Lizenzeinkünfte 

Aktuell unterliegen in folgenden Staaten Lizenz-
einkünfte einer Präferenzbesteuerung: 

• Belgien 
• China 
• Frankreich 
• Indien 
• Irland 
• Israel 
• Italien 
• Quebec, Kanada 
• Korea 
• Liechtenstein 
• Luxembourg 
• Malta 
• Niederlande 
• Portugal 
• Nidwalden, Schweiz 
• Spanien 
• Türkei 
• Ungarn 
• Vereinigtes Königreich 
• Zypern 

Quelle: Bloomberg BNA, Patent Boxes: The Rise of Europe’s Fa-
vorite Tax Toy, International Tax News – December 15, 2016 
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